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«Elektronen kennen keine Staatsgrenzen»
Swissgrid-Fachmann sprach in Schwyz zur möglichen Strommangellage. 

Andreas Seeholzer

«Es gibt kein Schweizer Stromnetz, das 
Stromnetz ist europäisch», sagt Jörg 
Spicker von der nationalen Netzgesell-
schaft Swissgrid. Spicker sprach am 
Montag in dem von der Volkshochschu-
le Schwyz organisierten Anlass «Netz 
und Versorgungssicherheit in unsiche-
ren Zeiten» im «Wysses Rössli» in 
Schwyz über das Risiko einer Strom-
mangellage.

Der Physiker sagte, dass die Schweiz 
inmitten von Europa, bezogen auf den 
Strom, nicht isoliert betrachtet werden 
könne; die Schweiz habe über 40 Ver-
knüpfungen mit Europa, einzig Frank-
reich habe noch mehr. «Elektronen mer-
ken nicht, wo es eine Grenze gibt», er-
klärte er und sprach damit einen 
wichtigen Punkt einer möglichen Strom-
mangellage an: «Wir von Swissgrid for-
dern ein Abkommen mit Europa.»

Ohne Abkommen 
ein Blindflug
Aktuell sei es so, dass der Strom Euro-
pas durch die Schweiz fliesse, ohne dass 
Swissgrid darauf Einfluss nehmen kön-
ne. Für die Berechnungen der Europä-
er sei die Schweiz «eine Kupferplatte», 

auf der ohne Einschränkungen Strom 
verschoben werden könne. In Tat und 
Wahrheit sei die Schweiz aber keine 
Kupferplatte, ohne Stromabkommen 
«werden unsere Leitungen verstopft». 
Dabei gehe es um physikalische Geset-
ze, die für alle Nationen gleich gelten, 
doch die Schweiz sei zunehmend von 
der EU ausgeschlossen, was sich noch 
weiter zuspitzen werde.

Da half auch die etwas naiv anmu-
tende Frage einer der 20 Zuhörerinnen 
und Zuhörer nicht, ob die Schweiz sich 
mit Wasserstoff unabhängig von Euro-
pa machen könne? «Was die Netzsi-
cherheit betrifft, befinden wir uns zur-
zeit im Blindflug», fasste der Physiker 
die Lage zusammen. Aber damit nicht 
genug, jährlich steige die Quote der 
Eingriffe wegen Netzstörungen um 
24 Prozent.

Strom sei eigentlich 
zu günstig
Zur Strommangellage im Konkreten 
sagte Spicker, dass im vergangenen 
Winter die milden Temperaturen die 
Mangellage abgewendet hätten. Für 
diesen Winter prognostiziert der Physi-
ker eine geringere Gefahr, obwohl eine 
Mangellage nach wie vor möglich sei. 

«Es gibt keine generelle Entwarnung, 
aber es sieht deutlich besser aus.» 

Für die Zukunft der Stromversor-
gung in der Schweiz sei die Laufzeit der 
Atomkraftwerke entscheidend. In ver-

schiedenen Szenarien zeigte Spicker 
den Unterschied zwischen den Laufzei-
ten von 50 und 60 Jahren und dass die 
Laufzeit so lange wie möglich aufrecht-
erhalten bleiben sollte.

Spannend sei künftig auch, wie viel 
Strom wirklich von den französischen 
Kernkraftwerken geliefert werde. Die 
Prognosen der Franzosen deuten zwar 
auf mehr Strom hin, doch mit ihren Ein-
schätzungen seien die Franzosen in der 
Vergangenheit oft falsch gelegen.

Ein grosses Problem der Energie-
wende seien die langen Verfahren von 
neuen Anlagen durch Einsprachen und 
Beschwerden. Klar ist laut Spicker, dass 
die Strom- und Netzkosten steigen wer-
den. Heute machten die Stromkosten 
rund drei Prozent eines mittleren Haus-
haltsbudgets aus, «Strom ist heute 
eigentlich zu günstig». 

Es wird intensiv 
geforscht
Schliesslich machte Spicker mit Blick in 
die Zukunft Mut und verwies auf stets 
neue Erkenntnisse der Wissenschaft. 
So würden zum Beispiel bis in zehn Jah-
ren neue dezentrale Kernkraftwerke, 
die zurzeit in den USA und China ent-
wickelt würden, Serienreife erlangen: 
«Es wird viel geforscht, mit Wasser-
stoff, Batterien, der Kernkraft, und wir 
können uns heute noch gar nicht vor-
stellen, was künftig alles möglich sein 
wird.» 

Was auf dem Bild zu sehen sei, fragte Jörg Spicker von der nationalen Netzgesell-
schaft Swissgrid.� Bild: Andreas Seeholzer
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Legale Kriminalität – gibt es so etwas?
Zur Stempelsteuer

Ich erlaube mir, anhand der Stempel-
steuer dieser Frage nachzugehen. Für 
die betroffenen Unternehmen war 
die Stempelsteuer lästig. Worauf sie 
auf politischem Wege einige Vorstös-
se unternahmen zu deren Abschaf-
fung. 

Die Initianten und das Stimmvolk 
wussten, dass bei einer Abschaffung, 
Stand 2010, 2,8 Milliarden an Steuer-
einnahmen wegfallen werden. Die 
Stimmbevölkerung hat dieser Initiati-
ve zur Abschaffung der Stempelsteuer 
trotz diesem Wissen zugestimmt. Bei 
der Umsetzung, wann und wie die 
Aussetzung der noch zu erhebenden 
Stempelsteuer erfolgen sollte, wurde 
bei der Beratung in der zuständigen 
Kommission beschlossen, nicht auf 
diese Einnahmen zu verzichten. 
Worauf sie dem Bundesrat und dem 
Parlament einen Gegenvorschlag 
unterbreiteten. Die Stempelsteuer 
solle weiterhin eingezogen werden, 
jedoch müssen diese neu von den 
Kunden entrichtet werden und nicht 

wie vor deren Abschaffung von den 
Anbietern. Diesem Gegenvorschlag 
haben der Bundesrat und die Parla-
mentarier/innen zugestimmt. 

Alles wie vorher? Nicht ganz, 
sicherlich nicht für uns, den Bürgerin-
nen und Bürgern, da wir nun anstelle 
der Konzerne und Gesellschaften die 
Stempelsteuer bezahlen müssen. Die 
Frage sei erlaubt: Wie werden diese 
eingesparten 2,8 Milliarden bei den 
finanziell entlasteten Konzernen und 
Gesellschaften eingesetzt? Banken 
hätten nun die Möglichkeit, ihr  
Eigenkapital deutlich zu verbessern, 
Versicherungen könnten gesetzlich 
vorgeschriebene Rückstellungen 
vornehmen, ohne die Prämien zu 
erhöhen usw. 

Eines ist nachweislich eingetreten, 
die Verwaltungsratshonorare sind mit 
den wiederkehrenden Boni absurd 
hoch. Verantwortlich für dieses Eigen-
goal sind wir alle. Die eingangs ge-
stellte Frage darf jeder für sich beant-
worten.

Karl Nideröst, Oberarth

Viele Mietzinse sind illegal hoch
Zum Artikel «Mieterverband prüft 
Initiative zur Formularpflicht»

Artikel 109 unserer Bundesverfas-
sung sieht vor, dass Mietzinse nicht 
missbräuchlich sein dürfen. Mieten 
dürfen deshalb die tatsächlichen 
Unterhaltskosten höchstens um eine 
aktuell auf 3,5 Prozent gedeckelte 
Rendite auf dem Eigenkapital über-
steigen. 

Eigentlich. Trotz dieses Grundsat-
zes fehlen jedoch leider die Mechanis-
men, um das geltende Recht auch 
tatsächlich durchzusetzen. Der Ver-
mieter-Anwalt findet nun gar, eine 
Pflicht zur Information über die 
Vormiete und die rechtlichen Mög-
lichkeiten, um sich gegen einen 
missbräuchlichen Mietzins zu weh-
ren, sei unnötig. Schliesslich habe 
man ja ohnehin Anspruch darauf, den 
vorherigen Mietzins zu erfahren.

Letzteres mag stimmen. Doch wie 
viele Mieterinnen und Mieter wissen, 
was ihnen rechtlich gesehen zusteht? 
Welcher Mieter will sich bei der 
Vermieterin schon unbeliebt machen, 
bevor er überhaupt weiss, ob sich das 

lohnt? Und wie zumutbar ist es gene-
rell, ein aufwendiges Verfahren auf 
sich zu nehmen, um sich gegen 
missbräuchliche Mietzinsen zu 
wehren?

Das Formular würde Mieter 
einerseits über ihre Rechte aufklären 
und ihnen eine gute Grundlage geben, 
um einschätzen zu können, ob ein 
Mietzins missbräuchlich ist. Anderer-
seits zwingt es Vermieter und Vermie-
terinnen erstens dazu, sich zu überle-
gen, ob der verlangte Mietzins recht-
lich zulässig ist. Zweitens entsteht 
eine gewisse Hemmung, einen über-
setzten Mietzins zu verlangen, da 
dieser allfällige Missbrauch für die 
Gegenseite viel einfacher ersichtlich 
wäre. Hier dürfte denn auch der 
wahre Grund für die Ablehnung 
dieser Massnahme durch die Vermie-
terseite liegen. Trotz rasant steigen-
der, illegal hoher Mieten geht aktuell 
die Entwicklung beim Mieter- und 
Mieterinnenschutz leider rückwärts 
statt vorwärts. Das nationale Parla-
ment baut diesen ab statt aus.

Elias Studer, Kantonsrat SP, Oberarth

Mehr freie Sicht beim Bogen
Zum Versuchsbetrieb, den Steiner 
Dorfplatz aufzuwerten

Ich bin in Steinen geboren, aufge-
wachsen und wohne seit mehr als  
68 Jahren in diesem Dorf. Damals 
waren während unserer Schulzeit der 
Dorf-, der Post- und der Schulhaus-
platz unsere Spielplätze. Autos gab es 
nur wenige. Von 1958 bis 1965 ging ich 
in Steinen zur Schule. Im Zeitraum 
von 1958 bis heute hat der Strassen-
fahrzeugbestand im Kanton Schwyz 
von zirka 6000 auf über 145 000 
zugenommen. Das heisst, es gibt seit 
1958 24-mal mehr Strassenfahrzeuge 
auf unseren Strassen und Plätzen. 

Diese Zunahme hat dazu geführt, dass 
unsere damaligen Spielplätze und 
noch einige zusätzliche Flächen zu 
Parkplätzen umfunktioniert wurden. 

Seit diesem Frühjahr läuft in 
Steinen der Versuchsbetrieb «Mehr 
freie Sicht beim Bogen». Dafür müs-
sen zirka sechs bis sieben Parkplätze 
eliminiert werden. Ich finde es gut, 
dass wir uns ein Stück Freiraum von 
damals zurückholen. Dies ist vertret-
bar, das können wir uns leisten und 
dürfen es uns auch gönnen. Um dies 
zu ermöglichen, sind alle gefordert 
und jeder kann dazu beitragen: zu 
Fuss oder mit dem Velo ins Dorf 
(braucht weniger Parkfläche); fast 

jedes Auto hat vier bis fünf Sitzplätze, 
und in mehr als 80 Prozent der Fahr-
ten ist aber nur ein Platz belegt, 
vielleicht könnte man auch gemein-
sam fahren (braucht weniger Park-
plätze); eine neue Parkplatzbewirt-
schaftung auf allen Gemeindepark-
plätzen ist nötig, Kurzparkieren ist 
günstig, Lang- und Dauerparkieren ist 
zeitlich begrenzt und teurer und sollte 
rund um die Uhr und von Montag bis 
Sonntag gelten (braucht weniger 
Parkplätze und der Nutzer bezahlt). 
Die Onlineumfrage kann noch bis 
Ende September ausgefüllt werden.

Walter Arnold, Steinen

Mittäter: Papst und Umfeld
Zu den Berichten zu Missbrauch in der 
katholischen Kirche.

Zitat: «Ich war ein kleines Mädchen, 
als mich ein Priester mit in einen 
Nebenraum genommen hat. Und das, 
obwohl ich bei meiner Mutter bleiben 
wollte. Dort hat er mich angefasst. 
Irgendwann ging die Tür auf, und eine 
ältere Frau stand im Raum, vielleicht 
eine Sakristanin. Sie hat gesehen, was 
passierte, aber nicht eingegriffen. Der 
Priester hat weitergemacht, schlimmer 
als vorher, bis es endlich vorbei war.» 

Im Sommer 1984 bekam die 
vatikanische Botschaft eine Meldung 

zu einer Klage in Lafayette im US-
Bundesstaat Louisiana gegen einen 
gewissen Pfarrer Gauthe. Diese 
besagte, dass er ein Kind missbraucht 
haben soll. Die Eltern strengten einen 
Prozess gegen den Pfarrer, den Bi-
schof und damaligen Papst Johannes 
Paul II an. Er gab zu, insgesamt  
37 Buben missbraucht zu haben. 

Zwei Fälle, die unterschiedlich 
ausgegangen sind für die Opfer. Es 
zeigt auf: Es gab genug Zeit, um uni-
verselle Präventionsmassnahmen für 
die Bischöfe auszuarbeiten im Vatikan. 
Denn ein Opfer wird nicht nur in der 
Schweiz traumatisiert, sondern auch 

anderorts auf der Welt. Zu den Präven-
tionsmassnahmen zählen auch die 
Frage vom Zölibat wie auch die gleich-
berechtigte Stellung des nicht männli-
chen Theologen im Gottesdienst. 

Befremdlich sind auch die Kleri-
ker, die auf die universelle traditionel-
le Kirche pochen und zugleich die 
Aufarbeitung vom Missbrauch aktiv 
hinaus verzögert haben. Denn so 
haben diese bewusst weitere vermeid-
bare sexuelle Opfer in Kauf genom-
men für die Aufrechterhaltung vom 
traditionellen Wertesystem.

Andreas Noske, Einsiedeln
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